— 93 — 
Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 16. 


(Nr. 8933.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn: 
1) von Quedlinburg über Suderode und Gernrode nach Ballenſtedt, 2) von 
Cönnern über Bernburg und Nienburg nach Calbe a. d. Saale. Vom 
12. März 1883. 


Dae Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
der Herzog von Anhalt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung 
einer Eiſenbahn: 

1) von Quedlinburg über Suderode und Gernrode nach Ballenſtedt, 

2) von Cönnern über Bernburg und Nienburg nach Calbe a. d. Saale 
zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. juris Paul Micke, 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt: 
Höchſtihren Regierungs⸗Präſidenten Auguſt Oelze, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 
Artikel Eins. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn: 

1) von Quedlinburg über Suderode und Gernrode nach Ballenſtedt, 

2) von Cönnern über Bernburg und Nienburg nach Calbe a. d. Saale 
für eigene Rechnung auszuführen, ſobald Sie die geſetzliche Ermächtigung hierzu 
erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer beiden Bahnen innerhalb Ihres Staats⸗ 


gebietes. 
Artikel Zwei. 


Die im Artikel 1 unter Nr. 1 bezeichnete Bahn ſoll bei Quedlinburg und 
Ballenſtedt mit den von der Strecke Aſchersleben — Halberſtadt abzweigenden 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1883. 


re 
Bahnen Wegeleben — Thale bezw. Froſe — Ballenftedt, die im Artikel 1 unter 
Nr. 2 bezeichnete Bahn bei Cönnern mit der Strecke Halle — Aſchersleben, bei 
Bernburg mit der Strecke Cöthen - Güften und bei Calbe a. d. Saale mit der 
Strecke Berlin - Blankenheim in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden. 
Im Uebrigen ſoll ſowohl die Feſtſtellung der geſammten Bauprojekte für 
die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen, als auch die Prüfung 
der anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung, welche indeß ſowohl bezüglich der Tracen der Bahnen, 
wie bezüglich der Anlegung von Stationen und Halteſtellen in dem Anhaltiſchen 
Staatsgebiet etwaige beſondere Wünſche der Herzoglichen Regierung thunlichſt 
berückſichtigen wird, zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und 
Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen be— 
treffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung 
innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der einen oder anderen der beiden 
Bahnen in Folge eintretenden Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, 
Staats- oder Vieinalſtraßen, welche die projektirten Eiſenbahnen kreuzen, von der 
Herzoglich Anhaltiſchen Regierung angeordnet oder genehmigt werden, ſo wird 
zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache 
erhoben werden, die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich aber dafür 
einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahnen geſtört 
wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel Drei. 


Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,135 m im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel 1 unter Nr. 1 
und 2 benannten Bahnen nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 herzuſtellen und 
demnächſt zu betreiben. 


Artikel Vier. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung übernimmt für den Fall der Aus⸗ 
führung der einen oder anderen der beiden, den Gegenſtand dieſes Vertrages 
bildenden Bahnen — in Anerkennung der für die betreffenden Theile Ihres 
Staatsgebietes hiermit verknüpften Vortheile — die Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
innerhalb Ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen, i 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un- 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebes der Bahnen zu geſtatten, 
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3) zu den Baukoſten jeder der beiden Linien einen unverzinslichen, nicht 
rückzahlbaren Zuſchuß von je 100 000 Mark, in Worten: „Ein— 
hunderttauſend Mark“, zu gewähren, 

4) von dem Zeitpunkt der Fertigſtellung der im Artikel 1 unter Nr. 2 
benannten Bahn ab auf die nach Artikel I §. 1 und 2 des Staats⸗ 
vertrages zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Zahlung der Eifenbahn- 
abgabe von den auf Herzoglich Anhaltiſchem Gebiete belegenen Eiſen— 
bahnen und Regelung des polizeilichen Aufſichtsrechts über dieſe Eifen- 
bahnanlagen vom 7. Dezember 1881 ſeitens der Preußiſchen Eifenbahn- 
verwaltung zu entrichtende Eiſenbahnabgabe von jährlich 25 000 Mark, 
in Worten: „Fünfundzwanzigtauſend Mark“, auf ewige Zeiten zu 
verzichten, ſofern die betriebsfähige Herſtellung dieſer Bahn bis ſpäteſtens 
zum 1. Juli 1887 bewirkt iſt. ’ 


Artikel Fünf. 

Die im Artikel 4 unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich auf 
das geſammte, zur Herſtellung der Bahnen, einſchließlich der Bahnhöfe und aller 
ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicherheits— 
ſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von Wegen 
oder Waſſerläufen de. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtim— 
mungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benachbarten 
Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr ꝛc. für nothwendig erachtete, der 
Expropriation unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und 
Gerechtigkeiten. 

Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten 
ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnverwaltung 
auch Kultur- und Inkonvenienz⸗Entſchädigung nicht zu tragen, und die für den 
Bau der Bahnen erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten, ſowie frei 
von allen dinglichen Laſten und Abgaben in das Eigenthum des Preußiſchen 
Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung 
und Verſteinung des überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird ſpäteſtens binnen drei Monaten 
nach Genehmigung des Bauplanes in einer Flur einen Auszug aus dieſem Plane 
vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen 
oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, deren Eigenthümer nach Namen und 
Wohnort, ferner die landespolizeilich angeordneten Anlagen, ſowie wo nur eine 
Belaſtung von Grundeigenthum in Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer 
Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eifenbahn- 
verwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Expropriation zu beantragen, zu welchem 
Zweck die Herzoglich Anhaltiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung 
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für Ihr Gebiet das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen wird. Der im Expro⸗ 
priationswege für den Grunderwerb ꝛc. erwachſende Aufwand einſchließlich der 
Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der 
Uebertragung dieſer, ſowie der im Artikel 4 unter Nr. 2 und 3 übernommenen 
Verpflichtungen auf die von den Bahnlinien berührten Gemeinden ꝛc. mit letzteren 
Sich zu verſtändigen, Sie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber— 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen Ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her— 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Bahnhöfen, 
ſoweit dieſe Wege außerhalb der Bahnhöfe liegen, nicht Sache der Eiſenbahn— 
verwaltung iſt. 

Der nach Artikel 4 Nr. 3 zu leiſtende Baarzuſchuß iſt 4 Wochen nach 
dem Inkrafttreten desjenigen Geſetzes, durch welches die Königlich Preußiſche 
Regierung zum Bau der betreffenden Bahn ermächtigt wird, ſeitens der Herzoglich 
Anhaltiſchen Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 


Artikel Sechs. 


Die Genehmigung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für 
die Strecken in dem Anhaltiſchen Staatsgebiete keine höheren Einheitsſätze in An⸗ 
wendung kommen, als für die Strecken auf Königlich Preußiſchem Staatsgebiete. 


Artikel Sieben. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzoglich Anhaltiſche 
Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecken der Herzoglichen Regierung vorbehalten. 
Auch ſollen die an den Bahnſtrecken im Anhaltiſchen Staatsgebiet zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur die der Herzoglichen Regierung ſein. 

Im Uebrigen ſollen wegen Ausübung des der Herzoglich Anhaltiſchen 
Regierung über die im Herzogthum belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ 
und Aufſichtsrechts, ſowie wegen Handhabung der Bahn- und allgemeinen Sicher- 
heitspolizei auf dieſen Bahnſtrecken die Beſtimmungen des Artikels II § 1 und 2 
des in dem Artikel 4 unter Nr. 4 des vorliegenden Vertrages bezeichneten Staats⸗ 
vertrages vom 7. Dezember 1881 gleichmäßig Anwendung finden. 


Artikel Acht. 


Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete 
ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits⸗ 
verhältniſſes. 
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Die Beamten der Bahnen ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten bezw. den Aufſichts⸗ 
organen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen 
und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der— 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Anhaltiſchen Staatsgebietes ſoll 
auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls 
qualifizirte Militäranwärter, unter welchen die Anhaltiſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu 
ermitteln ſind. 


Artikel Neun. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
im Anhaltiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecken gegen die Eiſenbahnverwaltung 
geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Anhaltiſchen Gerichten und 
— inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den Anhaltiſchen Landes— 
geſetzen beurtheilt werden. 

Artikel Zehn. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung, welche im Artikel I §. 4 des mehr⸗ 
fach erwähnten Staatsvertrages vom 7. Dezember 1881 bereits auf die Zahlung 
einer Eiſenbahnabgabe von den, den Gegenſtand des vorliegenden Vertrages 
bildenden Bahnen verzichtet hat, verpflichtet Sich, von den beiden Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen und dem zu denſelben gehörigen Grund und Boden auch keinerlei 
ſonſtige Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu 
Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel Elf. 


Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Anhaltiſche Staatsgebiet 
entfallenden Bahnſtrecken wird die Herzoglich Anhaltiſche Staatsregierung, ſo 
lange die Bahnen im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich 
befinden, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und 
Betrieb an einen Privatunternehmer abgetreten werden, ſo bleibt der Herzoglich 
Anhaltiſchen Staatsregierung das Recht vorbehalten, die in Ihrem Gebiet 
belegenen Bahnſtrecken nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 anzukaufen. Durch eine etwaige derartige Erwerbung des 
Eigenthums einzelner Bahnſtrecken ſeitens der Herzoglich Anhaltiſchen Staats— 
regierung ſoll indeß die Einheitlichkeit jedes der beiden Unternehmen nicht be⸗ 
einträchtigt werden. Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet Sich dem⸗ 
gemäß, auch in dieſem Falle den Betrieb und die Verwaltung der auf Ihrem 
Gebiet belegenen Theile der beiden Bahnen demjenigen Betriebs-Unternehmer zu 
übertragen, welcher den Betrieb und die Verwaltung der auf Preußiſchem Gebiete 
belegenen Strecke der Bahnen führen wird. 
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Artikel Zwölf. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


Artikel Dreizehn. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden thunlichſt 
bald erfolgen. 


Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt „von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 12. März 1883. 


Dr. juris Paul Micke. Auguſt Oelze. 
(. S.) C. S.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Berichtigung. 


Am Schluſſe der im 14. Stück der Geſetz-Sammlung abgedruckten Ueber- 
einkunft zwiſchen Preußen, Bayern, Baden und Heſſen wegen der Kanaliſirung 
des unteren Mains iſt in einem Theile der Auflage folgender Vermerk zu er⸗ 
gänzen: 

Die vorſtehende Uebereinkunft iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat zu Berlin am 24. März d. J. ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


